
Gewerkschaften und Lohnabhängige in die
Offensive! Gegen Krieg, Kürzungspolitik und
rechte Hetze

Aufruf des Klassenkämpferischen Block Berlin zum 1. Mai, Infomail 1251, 16. April 2024

In den letzten Wochen fanden bundesweit zahlreiche Streiks statt, zum Beispiel im Rahmen der
Tarifrunde im kommunalen Nahverkehr oder bei der Bahn. Mit der Kampagne „Wir fahren
zusammen“ wurde der Kampf gegen die Klimakrise mit dem Kampf für bessere Arbeitsbedingungen
im ÖPNV verbunden. Die Verbindung von betrieblichen Kämpfen und politischen Bewegungen ist
ein richtiger Schritt hin zu einer kämpferischen Gewerkschaftsbewegung. Mit koordinierten
Streikaktionen kann ein viel stärkerer Druck auf die Unternehmen und den Staat ausgeübt werden.

Das ist nötiger denn je: Die Bundesregierung setzt den neoliberalen Kurs mit der Schuldenbremse
trotz Rezession weiter durch. Unsoziale Haushaltskürzungen sind die Folgen. Die Forderungen der
Unternehmerverbände an die Politik werden immer dreister, sie wollen unter anderem:
Steuersenkungen für Unternehmen und Reiche, die Rente kapitalisieren und Einschränkungen des
Streikrechts in der kritischen Infrastruktur. Immer häufiger ertönt der Ruf nach einer Neuauflage
der Agenda-Politik. Wir schlagen deshalb Alarm: Die Gewerkschaften und Lohnabhängigen müssen
den Widerstand gegen die Kürzungen aufnehmen und sich unmittelbar auf größere Angriffe
vorbereiten.

Gewerkschaften wie die IG Metall und die GDL haben eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit bei
vollem Lohnausgleich in den Tarifkämpfen gefordert. Die GDL konnte nach mehreren kämpferischen
Streiks die 35-Stunden-Woche für Schichtarbeitende durchsetzen, allerdings erfolgt die Umsetzung
erst schrittweise bis 2029. Der Acht-Stunden-Tag wurde hierzulande nach harten
gewerkschaftlichen Kämpfen am 1. Januar 1919 eingeführt. Mehr als 100 Jahre später arbeiten wir
immer noch acht Stunden pro Tag, obwohl die Produktivität längst viel kürzere Arbeitszeiten
ermöglichen würde. Dem entgegen stehen die Interessen des Kapitals, die stattdessen die tägliche
Höchstarbeitszeit oder Ruhezeiten abschaffen wollen.

Stress, Belastung und Druck am Arbeitsplatz sind massiv gestiegen. Besonders Frauen sind davon
betroffen, da sie vermehrt in Bereichen arbeiten, die schlecht bezahlt, ohne Tarifbindung und von
miesen Arbeitsbedingungen geprägt sind, wie die Pflege, Reinigung oder Erziehung. Hinzu kommt,
dass Frauen nach wie vor den größten Teil der Sorgearbeit übernehmen und Kürzungen im
Sozialbereich von ihnen aufgefangen werden müssen.

Auch die Lage von Jugendlichen weltweit hat sich drastisch verschlechtert, denn sie sind den
vielfachen Krisen am unmittelbarsten ausgesetzt. Sei es der Verlust einer Perspektive eines Planeten
der für alle Menschen, auch in Zukunft noch ein belebbares zu Hause bieten kann, oder dem immer
weiter zunehmenden Leistungs- und Konkurrenzdruck, dem sie ausgesetzt sind. Auch Schulen
werden dabei zum Schauplatz politischer Kämpfe, wenn Vertreter*innen der Bundeswehr, ihr
Podium nutzen um Werbung für sich zu machen. Bundeswehr-Offizier*innen sollen die
Militarisierung verstärkt an Schulen tragen. All das darf nicht unbeantwortet bleiben. Jugendliche
müssen Seite an Seite mit Gewerkschafter*innen gegen diese Krisen kämpfen.
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Bei der Rüstung sind sie fix, für die Bildung tun sie nix

Der ÖPNV, die Krankenhäuser und die Schulen werden seit Jahren kaputtgespart. Gleichzeitig
fließen Milliarden in die Rüstung. Vorletztes Jahr wurde bereits ein 100-Milliarden-Euro-Paket für
die Bundeswehr beschlossen. Die Militärausgaben sollen noch weiter erhöht werden, auf Kosten von
Ausgaben für Soziales und Bildung. Clemens Fuest, der Präsident des Wirtschaftsforschungsinstituts
ifo hat dazu kürzlich gesagt: „Kanonen und Butter – das wäre schön, wenn das ginge. Aber das ist
Schlaraffenland. Das geht nicht. Sondern Kanonen ohne Butter.“ Wir wollen nicht für Krieg und
Krise der Regierenden bezahlen und stellen uns der Aufrüstung und den Kriegstreiber*innen
entgegen!

Für den sofortigen Stopp aller Waffenlieferungen!

2023 hat Deutschland einen neuen Rekord aufgestellt und Rüstungsexporte im Wert von 11,7
Milliarden Euro genehmigt. Die Waffenlieferungen an Israel haben sich verzehnfacht. Der
israelische Staat führt Krieg gegen die Bevölkerung von Gaza. Die israelische Armee hat
Zehntausende Zivilist*innen getötet und Städte dem Erdboden gleichgemacht. Schulen, Moscheen
und Krankenhäuser wurden bombardiert. Gegen diesen Krieg und die Besatzung ist die
internationale Solidarität der Arbeiter*innen notwendig.

Palästinensische Gewerkschaften haben die Arbeiter*innen weltweit dazu aufgerufen
Waffenlieferungen an Israel zu stoppen. Gewerkschafter*innen und Aktivist*innen besetzten ein
Werk im südenglischen Kent, das zu Instro Precision gehört, der Tochtergesellschaft eines der
größten israelischen Waffenhersteller Elbit Systems. Die belgischen
Transportarbeitergewerkschaften haben ihre Mitglieder aufgerufen, sich zu weigern, militärisches
Gerät zu transportieren, das nach Israel geschickt wird. Die italienischen Basisgewerkschaften USB
und SI Cobas blockierten zeitweise die Abfertigung eines Kriegsschiffes im Hafen von Genua. Die
Kampfaktionen zeigen welche Bedeutung die Arbeiter*innenkontrolle über die Produktion gerade für
die internationale Klassensolidarität hätte. Während sich der Internationale Gewerkschaftsbund
(ITUC) klar für einen Waffenstillstand, für die Menschen- und Arbeiterrechte in den besetzten
Gebieten einsetzt und die palästinensischen Schwestergewerkschaften stärkt, schweigt der DGB zu
den Menschenrechtsverletzungen dort. Wir setzen uns für einen sofortigen und dauerhaften
Waffenstillstand ein!

Gemeinsam gegen AfD und rechte Regierungspolitik!

Es besteht die Gefahr, dass die AfD im Herbst in drei Bundesländern mit jeweils über 30 Prozent
stärkste Kraft werden kann. In den letzten Wochen haben bundesweit große Proteste gegen Rechts
stattgefunden. Teilweise haben sich daran auch Politiker*innen von SPD und Grünen beteiligt, die
sich bei den Protesten als antifaschistisch inszenieren, aber selbst zum Teil für eine Politik im Sinne
der AfD stehen. Die regierenden Parteien in Bund und Ländern betreiben eine rechte Politik indem
sie „im großen Stil abschieben“ (Olaf Scholz) wollen, die zivile Seenotrettung kriminalisieren, Haft-
Zentren an den EU-Außengrenzen anstreben und den Schutzstatus geflüchteter Menschen
weitgehend abschaffen wollen. Aber auch indem sie mit regressiven Gesetzen und transfeindlicher
Hetze, die queerfeindliche AfD kaum unterbieten. Wir kämpfen gegen die AfD, aber genauso stellen
wir uns gegen die Parteien der Kriegstreiber*innen und Verantwortlichen für rassistische Gesetze,
Abschiebungen und Kürzungen bei Bildung, Gesundheit und Sozialem. Der Kampf gegen das
Erstarken der AfD kann nur erfolgreich sein, wenn wir die Proteste gegen die AfD mit dem Kampf
gegen die Ampel-Regierung und ihrer neoliberalen Politik verbinden und linke und
klassenkämpferische Positionen in der Gesellschaft stärken.



Klimaschutz heißt Klassenkampf!

Hitzewellen, Flut, Trockenheit: Die Klimakrise ist immer deutlicher zu spüren. Doch Im globalen
Süden sind die Auswirkungen noch viel gravierender. Millionen Menschen verlieren dort ihre
Lebensgrundlage. Die Wachstumslogik der kapitalistischen Wirtschaft, die Konkurrenz und das
Streben nach Profit führen zur Klimakatastrophe. Energiekonzerne und die Auto- und Stahlindustrie
verursachen einen großen Anteil der Treibhausgas-Emissionen. Um die Zerstörung des Planeten
durch die kapitalistische Produktionsweise wirksam aufzuhalten, müssen die Kämpfe der
Klimabewegung mit den Arbeitskämpfen der Beschäftigten verbunden werden. Große Unternehmen
müssen in Gemeineigentum unter demokratischer Kontrolle und Verwaltung überführt werden, um
alle Arbeitsplätze zu retten und die Produktion auf gesellschaftlich sinnvolle und ökologisch
nachhaltige Güter umzustellen. Wir müssen den Kapitalismus überwinden, um Klima und Umwelt zu
retten!

Heraus zum 1. Mai 2024!

Gegen die Angriffe auf unsere Arbeits- und Lebensbedingungen können wir nur zusammen und
organsiert erfolgreich sein. Dafür brauchen wir eine klassenkämpferische Gewerkschaftsbewegung,
die der kapitalistischen Krise solidarische Antworten im Interesse der Lohnabhängigen
entgegensetzt. Statt Sozialpartnerschaft und Zugeständnisse an die Unternehmen, brauchen wir
kämpferische Gewerkschaften und Widerstand im Betrieb und auf der Straße! Deshalb müssen wir
uns als kämpferische Kolleg*innen gegen diesen Kurs in den Gewerkschaften und Betrieben
vernetzen und organisieren.

Am 1. Mai wollen wir auch zeigen, dass das Erkämpfen von besseren Arbeitsbedingungen und
höheren Löhnen im Hier und Jetzt wichtig ist, aber nicht ausreicht. Unsere Perspektive ist eine
befreite Gesellschaft, die nur mit der Überwindung des Kapitalismus verwirklicht werden kann. Das
Ziel ist eine sozialistische Gesellschaft, in der die Produktionsmittel nicht länger das Eigentum
Einzelner sind und der Profitmaximierung dienen. Wir kämpfen für eine Welt ohne Ausbeutung,
Kriege, Umweltzerstörung und Armut.

Erster Mai in Berlin

1. Mai 2024 | 10 Uhr | U Weberwiese (Karl-Marx-Allee/Pariser Kommune)|
Klassenkämpferischer Block auf der DGB-Demo

30. April 2024 | 18 Uhr | Leopoldplatz | Demo „Für Frieden und soziale Gerechtigkeit“

1. Mai 2024 | 16:30 Uhr | Südstern | Revolutionäre 1.-Mai-Demonstration


